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Antrag 

der Abgeordneten Renate Diemers, Maria Eichhorn, Hanneiore Rönsch 
(Wiesbaden), Wolfgang Dehnel, Thomas Dörflinger, Anke Eymer (Lübeck), Ilse 
Falk, Ingrid Fischbach, Klaus Holetschek, Walter Link (Diepholz), Bärbel 
Sothmann, Dorothea Störr-Ritter, Gerald Weiß (Groß-Gerau) und der Fraktion der 
CDU/CSU 


Initiative zur Schaffung von alternierenden Telearbeitsplätzen für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bundestagsabgeordneten im Rahmen des 
Umzuges von Bonn nach Berlin 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Den Bundestagsabgeordneten, die eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbei- 
ter auf der Basis eines alternierenden Telearbeitsplatzes weiterbeschäftigen, 
wird ein zusätzlich eingerichteter vierter PC-Arbeitsplatz (Komplettaus- 
stattung) im Rahmen der Amtsausstattung gestellt. Die anfallenden Nut- 
zungsgebühren für den ISDN-Anschluß werden den Abgeordneten im Rah- 
men ihres persönlichen Jahreshöchstbetrages erstattet. 


Bonn, den 28. Juni 1999 
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Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Begründung 

1 . Unter Berücksichtigung der Begleitmaßnahmen im Zusammenhang mit 
dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 1991 zur Voll- 
endung der Einheit Deutschlands ist es sinnvoll, alternierende Telear- 
beitsplätze einzurichten, 

da diese Arbeitsplätze 

• Kontinuität in der Fortsetzung der parlamentarischen Arbeit durch 
eingearbeitete Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen gewähren, 

• für eine Kostenersparnis durch wegfallende Umzugs- und Tren- 
nungsgeldkosten stehen, 

• das Ziel der sozialen Verträglichkeit und der Arbeitsplatzsicherung 
berücksichtigen, 

• einen Ausgleich für die räumlichen Einschränkungen in den Provi- 
sorien im Zusammenhang mit der Verlegung des Parlaments- und 
Regierungssitzes von Bonn nach Berlin darstellen. 

2. Ein anderer wesentlicher Aspekt ist die beispielhafte Haltung der Par- 
lamentarier gegenüber der Arbeitswelt, insbesondere gegenüber der 
Wirtschaft und der Bevölkerung, alternierende Telearbeitsplätze unter 
Berücksichtigung der arbeits- und sozialrechtlichen Aspekte einzurich- 
ten. 

Ziel der Initiative ist es, 

• diese Arbeitsform konkret durchzuführen, real kennenzulemen, 
etwaige Hemmnisse zu erkennen, konstruktiv auszugestalten und 
die damit verbundenen Vorteile und Chancen zu nutzen, wie die 
Schaffung von Arbeitsplätzen und die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie, 

• durch Transparenz und Information die Akzeptanz dieser Arbeits- 
form in der Arbeitswelt zu erhöhen und als eine Form der Arbeits- 
organisation zu begreifen. 



